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Christine Trampusch

Sequenzorientierte Policy-Analyse
Warum die Rentenreform von Walter Riester nicht an
Reformblockaden scheiterte*
Aufgrund der strukturellen Besonderheiten des deutschen Regierungssystems gehen viele politikwissen-
schaftliche Studien von der Blockadethese aus. Sie gründet in der Annahme gegebener Präferenzen und
stabiler institutioneller Rahmenbedingungen und führt auf der analytischen Ebene zu am Rationalwahl-
ansatz orientierten Interaktionsanalysen, die politische Entscheidungen von der Veränderung gesell-
schaftlicher Probleme, Präferenzen und institutioneller Rahmenbedingungen isoliert betrachten. Interak-
tionsorientierte Analysen fokussieren auf die Erklärung von inkrementellem Policy-Wandel. Anhand der
innovativen Rentenreform von Ex-Bundesarbeitsminister Walter Riester wird vorgeschlagen, Rückkop-
pelungseffekte von Policies auf das Handeln politischer Akteure in die Analyse mit einzubeziehen und
Politik damit dynamisch zu betrachten. Theoretisch lässt sich das mit dem Bedarf an sozialintegrativen
Wirkungen von Policies begründet. Die Hauptthese des Beitrages ist, dass es der Policy-Forschung durch
Sequenzorientierung möglich wird, endogene Ursachen für innovativen Policy-Wandel zu identifizieren.

 1. Einleitung

Vielen politikwissenschaftlichen Analysen
zufolge ist in der Bundesrepublik bestenfalls
inkrementeller Policy-Wandel zu erwarten
(Benz 2000: 216f.). Begründet wird diese
These mit dem Blockadebias des politischen
Systems: Im deutschen Regierungssystem
determinieren die relativ autonomen, aber
interdependenten Systeme der politischen
Entscheidungsfindung, die Mehrheitsdemo-
kratie (Parteienwettbewerb) und die Ver-
handlungsdemokratie (Korporatismus, Bi-
kameralismus) jeweils einen bestimmten
Strategieraum, wobei Inkompatibilitäten auf-
treten können. Kompromisse zwischen ver-
handelnden Akteuren können durch den
Parteienwettbewerb wieder außer Kraft ge-
setzt werden. Ebenso können Institutionen
der Verhandlungsdemokratie, wie der Bun-
desrat, parteipolitisch instrumentalisiert wer-
den, die Konsens- und Korporationserfor-
dernisse des Bikameralismus also durch den
Parteienwettbewerb überlagert werden.

Die These des Blockadebias bringt am
Rationalwahlansatz orientierte Interaktions-

analysen mit sich, die Politik unter der An-
nahme gegebener Präferenzen und stabiler
Institutionen statisch betrachten.1 Einzelne
politische Entscheidungen werden damit von
der Veränderung gesellschaftlicher Proble-
me, Präferenzen und institutioneller Rah-
menbedingungen isoliert. Tritt nicht ein exo-
gener Schock auf, der zu einem radikalen
Wandel der Akteurspräferenzen führt, ist in-
novativer Policy-Wandel so gut wie ausge-
schlossen. Endogen bedingter, signifikanter
Präferenzwechsel, ja generell Prozesse der
Formierung von Präferenzen werden in die-
sem Literaturzweig wenig thematisiert.

Nun hat jedoch im Fall der Riester-
Reform wie auch der Hartz-Gesetze ein in-
novativer Policy-Wandel stattgefunden. Die
Reform demonstriert, dass die dem deut-
schen System inhärenten Blockaden nicht
unüberwindbar sind und radikale Kurswech-
sel in der Politik nicht zwangsläufig verhin-
dern. Riesters Rentenreform hat das Mono-
pol der staatlichen Sozialversicherung in der
Altersvorsorge durch die Einführung einer
zweiten und dritten Säule aufgebrochen. Im
Zuge der Hartz-Reformen wurde die Ar-
beitslosenhilfe abgeschafft, mit der Sozial-

* Für Kritik an früheren Versionen des Artikels möchte ich mich bei Anke Hassel, Martin Höpner,
Philip Manow, Britta Rehder und Wolfgang Streeck bedanken, ferner bei Raymund Werle und Helen
Callaghan für zahlreiche konstruktive Hinweise.
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hilfe zur neuen Leistung Arbeitslosengeld II
zusammengeführt und damit von einer
Lohnersatz- zu einer Fürsorgeleistung mit
Bedürftigkeitsprüfung umdefiniert.

Wenn in einem vielfach verflochtenen
Regierungssystem eine Reform den Status
quo radikal infrage stellt und überkommene
Policies nicht mehr fortschreibt, so hat die
Politikwissenschaft – analytisch betrachtet –
zwei Möglichkeiten, einen solchen Wandel
zu untersuchen. Die erste Möglichkeit be-
steht darin, die These des Blockadebias we-
niger rigoros zu handhaben, deren Annah-
men grundsätzlich beizubehalten, aber radi-
kalen Politikwandel beispielsweise als stra-
tegische Reaktion auf drohende Vetos zu
interpretieren. Die Hartz-Reformen und vor
allem die ebenfalls parteiübergreifend verab-
schiedete Gesundheitsreform 2003 waren
Anlass, solche Modellierungen weiterzuent-
wickeln (Manow/Burkhart 2004). Alternativ
lassen sich solche politischen Entscheidun-
gen jedoch auch aus einer anderen Perspek-
tive analysieren.2

Genau an diese Frage schließt der vorlie-
gende Aufsatz an. Am Beispiel der Ries-
ter’schen Rentenreform soll innovativer Po-
licy-Wandel genauer untersucht werden. Da-
bei wird die These entfaltet, dass in Fällen
eines innovativen Policy-Wandels Prozesse
des Präferenzwandels eingehend zu untersu-
chen sind (ähnlich Hall 2006). Die Präfe-
renzformierung wird in Interaktionanalysen
nicht systematisch analysiert, weil diese von
gegebenen Präferenzen ausgehen. Für die
Analyse von Prozessen des Präferenzwan-
dels schlägt der Beitrag vor, die Ursachen
für innovativen Policy-Wandel nicht – wie in
den Interaktionsanalysen in der Regel üblich
– zu exogenisieren, sondern neben exogen
bedingten Veränderungen von Präferenzen
ebenso endogene Ursachen für Präferen-
zwandel zu identifizieren.

Der Artikel gliedert sich wie folgt. Im ers-
ten Abschnitt wird die These des Blockade-
bias und dessen Prämissen vorgestellt. Dies
sind die Annahmen exogener (gegebener)
Akteurspräferenzen und stabiler institutio-
neller Rahmenbedingungen sowie die Cete-
ris-paribus-Annahme. Ausgehend von diesen
Annahmen richten sich Analysen, die den
Blockadebias als plausibel erachten, bei der

Analyse von Politik auf Akteurskonstellation
und Effekte derjenigen politischen Institu-
tionen, die Entscheidungen blockieren kön-
nen. Der zweite Abschnitt untersucht im
Allgemeinen und anhand der Literatur über
die Reformpolitik von Rot-Grün in der ers-
ten Regierung Schröder (1998 bis 2002),
warum Interaktionsanalysen eine Präferenz
für inkrementellen Policy-Wandel aufweisen
und sich weitgehend der Möglichkeit berau-
ben, die Erklärung innovativen Policy-Wan-
dels zu endogenisieren.

Der dritte Abschnitt schlägt vor, in der
Analyse von innovativem Politikwandel Rück-
koppelungseffekte von Problemlösungen auf
das Handeln politischer Akteure mit einzube-
ziehen. Es wird mit anderen Worten die Cete-
ris-paribus-Annahme hinsichtlich stabiler in-
stitutioneller Rahmenbedingungen und exo-
gener Präferenzen fallen gelassen. Die erklä-
renden Variablen, also Präferenzen und politi-
sche Institutionen, werden endogenisiert.3 Die
Beachtung von Rückkoppelungseffekten ist
für die Politikwissenschaft von theoretischem
Interesse, weil diese die Sozial- und System-
integration, auf die moderne demokratische
Gesellschaften gründen, beeinflussen. Rück-
koppelungseffekte lassen damit auf Legitimi-
tätsfragen schließen. Weil die Berücksichti-
gung von Rückkoppelungseffekten in einem
statischen Analysemodell zirkuläre Argu-
mentation zur Folge hat, schlägt der Beitrag in
Anlehnung an Büthe (2002: 485) auf metho-
discher Ebene vor, politische Entscheidungen
sequenzorientiert zu analysieren. Sequenza-
nalyse betrachtet Politik dynamisch und stellt
die Selbsttransformation gesellschaftlicher
Probleme, Präferenzen und institutioneller
Rahmenbedingungen aufgrund von Rückkop-
pelungseffekten in Rechnung.

Der vierte Abschnitt wendet den sequenz-
orientierten Ansatz auf Riesters Rentenre-
form an. Der letzte Abschnitt plädiert dafür,
die graduelle Transformation von Präferen-
zen in der Analyse politischer Entscheidun-
gen verstärkt zu berücksichtigen. Die Policy-
Analyse könnte dabei an neuere Konzepte
der Analyse von institutionellem Wandel an-
schließen, die die Bedeutung von Mecha-
nismen graduellen institutionellen Wandels
für radikalen institutionellen Wandel beto-
nen (vgl. hierzu Streeck/Thelen 2005). Da-
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mit könnte auch ein Gegenpunkt zu Model-
len des „punctuated equilibrium“ gesetzt
werden, die radikale Veränderung auf ein
einflussreiches, kurze Zeit wirkendes Ereig-
nis (punktuation) zurückführen, das Phasen
der institutionellen Stasis aufbricht.

2. Blockadebias und
Interaktionsanalyse

In der Analyse politischer Entscheidungen in
der Bundesrepublik unterscheidet die Politik-
wissenschaft verschiedene Subsysteme.
Lehmbruch (2000a: 14) spricht von „Regel-
systeme(n)“ und „Stile(n) der Konfliktrege-
lung“ und unterscheidet dabei Konkurrenz-
demokratie und Verhandlungsdemokratie
(ebd. 2000a), und damit Mehrheitsentschei-
dungen und Verhandlungen.4 In der Literatur
werden dabei hinsichtlich des Regelsystems
„Verhandlungen“ zwei weitere Differenzie-
rungen vorgenommen. Hier wird erstens zwi-
schen Konkordanzdemokratie (Koalitionsre-
gierungen), Korporatismus und konstitutio-
neller Politikverflechtung unterschieden (vgl.
dazu Czada 2000); zweitens wird davon aus-
gegangen, das Regelungssystem Korporatis-
mus sei institutionell segmentiert, weil funk-
tional differenziert. Dementsprechend wird
zwischen dem Tarifvertragssystem, den ar-
beitsmarktpolitischen Institutionen, dem Sys-
tem der Gesetzlichen Krankenversicherung
und dem Alterssicherungssystem differenziert
(Lehmbruch 2000b). Insgesamt werden so
sieben Subsysteme genannt, die jeweils eigen-
tümliche und unterschiedliche Verfahren der
Entscheidungsfindung im Regierungssystem
der Bundesrepublik mit sich führen: 1. der
Parteienwettbewerb, 2. die Koalitionsentschei-
dung, 3. der Föderalismus, 4. die Tarifautono-
mie, 5. das um die Bundesanstalt für Arbeit
(heute: Bundesagentur für Arbeit) gruppierte
korporatistische Regelungssystem, 6. das kor-
poratistische Regelungssystem Gesundheits-
politik und 7. das korporatistische Regelsys-
tem Rentenpolitik. In letzter Zeit trat zu die-
sen sieben Entscheidungssystemen ein achtes,
nämlich das Regelsystem Bundeskanzler.5

Ausgehend von diesen Regelsystemen
gründen viele Studien bei der Analyse von

Policy-Wandel auf der Blockadethese (bzw.
Politikverflechtung, vgl. Scharpf/Reissert/
Schnabel 1976). Weil es in der Bundesrepu-
blik zahlreiche Vetospieler gibt und die Ver-
handlungsdemokratie stark ausgeprägt ist
(Konkordanzdemokratie, Korporatismus, kon-
stitutionelle Politikverflechtung, vgl. Czada
2000), wird die Fähigkeit der Akteure zu Po-
litikwechsel mit dem Bild der blockierten
Gesellschaft (Heinze 1998) und des Reform-
staus illustriert. Lehmbruch (2000a: 9) be-
tont: „Das Parteiensystem einerseits, und das
föderative System anderseits sind von ten-
denziell gegenläufigen Handlungslogiken
und Entscheidungsregeln bestimmt und kön-
nen sich unter bestimmten Bedingungen
wechselseitig lahmlegen.“ Scharpf (1997a:
147) stellt als „Malaise der deutschen Poli-
tik“ heraus, dass „viele Instanzen mit Ver-
hinderungsmacht ausgestattet sind“, sodass
„Veränderungen nur nach langem Gezerre
stattfinden können“. An Lehmbruch und
Scharpf anschließend, spricht die Politikwis-
senschaft von einer „Inkompatibilität“ (Benz
2000: 216) der relativ autonomen, aber in-
terdependenten Regelsysteme, weil sie nicht
nur den Strategie- und Konfliktraum deter-
minieren, sondern sich auch gegenseitig stö-
ren können: „Inkompatibilität ist dann gege-
ben, wenn Strukturen und institutionalisierte
Verfahren in einer Arena bewirken, dass in
einer anderen Arena Störungen auftreten. Das
trifft in der Verbindung von Verhandlungs-
systemen und Parteienwettbewerb in besonde-
rem Maße zu, die die bundesdeutsche Vari-
ante einer Verhandlungsdemokratie prägt“
(Benz 2000: 216).

Diese These des Blockadebias gründet auf
drei Annahmen: erstens die der exogenen
Präferenzen, zweitens die der stabilen insti-
tutionellen Rahmenbedingungen und schließ-
lich drittens die der Ceteris-paribus-Bedin-
gung. Exogene Präferenzen bedeutet, dass
die Kriterien, anhand derer Policies bewertet
werden, gegeben und relativ stabil sind
(Scharpf 2000: 121f.). Dass sich Präferenzen
im Verlauf von politischen Entscheidungen –
beispielsweise durch Lernprozesse oder Ar-
gumentieren (ebd.: 86) – verändern können,
wird eher als Ausnahme betrachtet.6 Mit
Scharpf (ebd.) gehen viele Studien der Po-
licy-Analyse davon aus, Präferenzen seien
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durch den „Stimulus eines bestimmten Pro-
blems aktiviert und spezifiziert“ (ebd.). Prä-
ferenzen „beziehen sich auf die Bewertung
des Status quo, auf die möglichen Ursachen
des Problems, auf die Wirksamkeit und
Wünschbarkeit möglicher Handlungsoptio-
nen und der damit verbundenen Ergebnisse“
(ebd.: 87). Die Annahme exogener Präferen-
zen hat daher zur Folge, dass die empiri-
schen Analysen die Inhalte politischer Ent-
scheidungen vornehmlich als eine Fort-
schreibung vormals getroffener Entschei-
dungen (Policies) interpretieren.7 Stabile ins-
titutionelle Rahmenbedingungen heißt, dass
die eben beschriebenen Regelsysteme da-
rüber entscheiden, welchem Akteur welche
Kompetenzen zugewiesen und welche Parti-
zipations- und Vetorechte verliehen werden
(ebd.: 86). Die Strukturen des politischen
Systems konditionieren die Akteure auf be-
stimmte und vorbestimmte Strategietypen.
Die Ceteris-paribus-Annahme besagt schließ-
lich, dass sich Präferenzen und die institutio-
nellen Rahmenbedingungen während des po-
litischen Entscheidungsprozesses nicht än-
dern, also in der Analyse konstant gesetzt
werden.

Aus diesen drei Annahmen folgt, dass Er-
gebnisse politischer Entscheidungen durch
die Interaktion der Akteure  bestimmt wer-
den (vgl. Abb. 1). Mit Fritz W. Scharpf ge-
sprochen, ist der Ausgangspunkt vieler Stu-

dien die Identifikation der „Menge der Inter-
aktionen“, die „die zu erklärenden politi-
schen Ergebnisse tatsächlich hervorgebracht
haben“ (ebd.). Ausgehend von diesen Inter-
aktionsformen (Parteienwettbewerb, Koaliti-
onsentscheidung usw.) werden dann die in-
dividuellen und korporativen Akteure be-
stimmt, „die an dem politischen Prozeß be-
teiligt sind und deren Entscheidungen
schließlich das Ergebnis bestimmen“ (ebd.).

Die Blockadethese bringt es mit sich, dass
viele Studien zu politischen Entscheidungen
am Rationalwahlansatz orientierte Interakti-
onsanalysen darstellen, das heißt auf Grund-
lage des Vetospieler-Ansatzes (z.B. Schludi
2005; König/Bräuninger 2000), des Median-
Wähler-Modells (vgl. z.B. Schludi 2005;
Ganghof 2004; Merkel 2003; Obinger et al.
2003; Wagschal 2001; Zohlnhöfer 2001) und
der Modelle räumlicher Wahl (z.B. Gang-
hof/Bräuninger 2003) betrieben werden. Po-
litik wird zu „games real actors play“
(Scharpf 1997b). In vielen Studien gerät die
intelligente Modellierung der Interaktion der
Akteure und der Wirkungen der „Regelsy-
steme“, die sie konditionieren, unweigerlich
in den Mittelpunkt der Analyse. Der Nach-
weis der Blockade wird in vielen Fallstudien
zu Policy-Wandel beinahe zum Hauptgegen-
stand.

Das Mittel der Interaktionsanalyse ver-
bietet freilich nicht, die Blockadethese weni-

Abbildung 1: Interaktionsorientierte Policy-Analyse

Quelle: In Anlehnung an Scharpf (2000: 85, Abb. 2.1); vgl. dazu auch Scharpf (2000: 32ff.).
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ger rigoros zu deuten (vgl. hierzu König/
Bräuninger 2000; Benz 2003: 230ff; Zohln-
höfer 2004; Manow/Burkhart 2004). Eine
kritische Auseinandersetzung mit der Blok-
kadethese findet also durchaus statt. Zu
Recht weist auch Benz (2003: 210f.) darauf
hin, dass die Politikverflechtungsthese von
Scharpf/Reissert/Schnabel (1976) strategi-
sche Reaktionen auf drohende Vetos nicht
ausschließt, weshalb Innovationsanstöße
selbst im deutschen Regierungssystem trotz
zahlreicher Vetopunkte und -spieler möglich
sind. Aktuell werden auch die Hartz-Re-
formen und die Gesundheitsreform von 2003
als Strukturreform bewertet, die zeigen, dass
gegenläufige Mehrheiten in Bundestag und
Bundesrat zugleich ein „Gelegenheitsfens-
ter“ öffnen können und Föderalismus nicht
zwangsläufig zu einer Reformblockade führt
(Zöhlnhöfer 2004; Manow/Burkhart 2004).
Die Prämissen der Blockadethese werden
dabei jedoch nicht verlassen. So hing nach
Zohlnhöfer (2004: 400) die Zustimmung der
Unionsparteien zu den oben genannten Re-
formen davon ab, dass sie diese als für die
„Verbesserung der wirtschaftlichen Perfor-
manz zwingend erforderlich sah(en)“ und als
nützlich in der „erfolgreichen Profilierung
im Wettbewerb um Wählerstimmen“ ein-
schätzten (ähnlich Manow/Burkhart 2004).
Es war also allein der durch die Mehrheits-
demokratie konditionierte Parteienwettbe-
werb, der die Union dazu brachte, den Struk-
turreformen zuzustimmen. Die Annahme ist,
dass die Union eine sichere Erwartung da-
hingehend hatte, dass der Wähler sie bei ei-
ner Verweigerung bei den nächsten Bundes-
tagswahlen abstrafen würde.8

3. Interaktionsanalyse und
inkrementeller Policy-Wandel

In welchem Ausmaß und in welche Richtung
sich Policies ändern können, wird in der Per-
spektive des Blockadebias und der darauf
gründenden Interaktionsanalysen durch die
jeweiligen Interaktionsformen bestimmt. In-
teraktionsergebnisse ändern sich, wenn sich
Interaktionen ändern. Policy-Wandel hängt
maßgeblich davon ab, ob es den Problembe-

arbeitern gelingt, sich „Techniken der Kom-
promissbildung, die auf Vereinbarungen
über alle Lager hinweg abzielen“ (Holtmann/
Voelzkow 2000: 15), zu bedienen. Über Po-
licy-Wandel verraten uns Interaktionsanaly-
sen demnach, dass er inkrementell verläuft;
es sei denn, ein unerwartetes Ereignis – ein
exogener Schock – hebt die Ceteris-paribus-
Annahme aus den Angeln.

Interaktionsanalysen fokussieren auf in-
krementellen Policy-Wandel. Dies ist erstens
Folge der exogenen Präferenzen, die Pro-
blemlösungen bewerten, und resultiert zwei-
tens daraus, dass Interaktionsanalysen, wie
Scharpf (2000: 32) darlegt, „unabhängig da-
von, welcher Interaktionsmodus tatsächlich
zur Anwendung kommt, (…) die erzielten
Ergebnisse immer im Hinblick auf ihre
Gleichgewichtscharakteristika“ untersuchen.
Politische Entscheidungen sind demnach
Gleichgewichtsergebnisse, also „Ergebnisse,
bei denen kein Spieler seine eigenen Aus-
zahlungen durch einseitiges Wechseln zu ei-
ner anderen Strategie verbessern kann“
(ebd.: 31).9 Akteure, die exogene Präferen-
zen haben und vor dem Hintergrund stabiler
Institutionen strategisch interagieren – wobei
sowohl Präferenzen als auch Institutionen
konstant gehalten werden –, entscheiden, in-
dem sie die bestmöglichen Strategien wäh-
len. Gemäß den Annahmen des Modells ist
Policy-Wandel folglich die Distanz des neu-
en Gleichgewichtsergebnisses von dem bis-
herigen. Es können nur jene Veränderungen
politischer Programme erklärt werden, die
bisherige Gleichgewichtsergebnisse konsoli-
dieren oder inkrementeller Natur sind. Inno-
vativer Policy-Wandel, das heißt Wandel,
der nicht zu einem Minus oder einem Plus,
sondern zu etwas anderem als dem Status quo
ante, also der Policy vor der Interaktion, führt,
würde einen exogenen Schock verlangen.10

Dabei wird angenommen, dass das deutsche
Regierungssystem – im Vergleich zum West-
minster-System – aufgrund der Vielzahl ver-
handlungsdemokratischer Subsysteme (Föde-
ralismus, Tarifautonomie, Wohlfahrtsstaat-
segmentierung vgl. Lehmbruch 2000b) für in-
krementellen Policy-Wandel besonders prä-
destiniert ist. Aufgrund der Inkompatibilität
der „Regelsysteme“ Mehrheits- und Ver-
handlungsdemokratie ist es im Vergleich
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zum britischen System sehr unwahrschein-
lich, dass veränderte Policy-Positionen – sei-
en sie nun exogen oder endogen – determi-
niert in Policy-Wandel umgesetzt werden
können.

Auch bei der Betrachtung der Politik der
rot-grünen Koalition dominiert die Schluss-
folgerung, dass die Regierung in ihrer ersten
Legislaturperiode – also in der Phase, in der
die Riester-Reform verabschiedet wurde –
nur wenig weit reichende Veränderungen
bewirken konnte. Wandel, so wird vielfach
argumentiert, wurde durch den Parteienwett-
bewerb, die Verhandlungsdemokratie oder
die strukturellen Begrenzungen, die den
Kanzler einschränken, begrenzt. Die rot-grü-
ne Bundesregierung, resümiert Siegel (2003:
161, 183), war entweder durch den Meso-
korporatismus in der Lohn-, Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik behindert oder erlag der
„mehrheitsdemokratischen Versuchung“, so-
dass der „Primat der Parteienwettbewerbslo-
gik gegenüber einer an effektiven Problem-
lösungen orientierten Konsensneigung im
Institutionengestrüpp des Verbundföderalis-
mus (…) konfliktive Politikprozesse“ be-
wirkte.

Der Bundeskanzler und das Kanzleramt,
so das einschlägige Urteil, haben eher Kon-
solidierung als grundlegenden Policy-
Wandel gefördert. Siegel (ebd.: 183) erkennt
als Merkmal des Regierungsstils Schröders
„ad-hoc Management, Kurzatmigkeit und
selektive Koordination“ statt Konzertierung.
Heinze (2003: 155) fordert von der Bundes-
regierung eine „politische Führung“, die er
gerade beim Bündnis für Arbeit vermisst.
Heinze (ebd.: 150) und Siegel (2003: 161)
begründen ihre Urteile vor allem mit struktu-
rellen Blockaden, die sie auf die institutio-
nelle Fragmentierung des politischen Sys-
tems in themenspezifische und meso-kor-
poratistische politische Arenen zurückfüh-
ren. Die Fragmentierung, so Heinze (2003:
151), habe die Regierung blockiert, selbst
wenn sie „durchsetzungswillig“ gewesen
wäre. Die Kanzlerthese deduziert die Reich-
weite von Policy-Wandel aus grundlegenden
Strukturproblemen im staatlichen Regie-
rungsapparat, die dem Kanzler als hand-
lungsleitende Strategie vorschreiben, Über-
kommenes zu bewahren, weil die Konfron-

tation mit mesokorporatistischen Subsyste-
men, Ministerien, Fraktion oder der Partei
seine Fähigkeit zu hierarchischen Entschei-
dungen suspendiert.

Nicht nur das Regelsystem Bundeskanz-
ler, sondern auch die Regelungssysteme der
Verhandlungsdemokratie werden in Studien
zur rot-grünen Reformpolitik als Hindernis
für Policy-Wandel gesehen. So sprechen
Blancke und Schmid (2003: 220, 223) für
die Zeit zwischen Ende 1999 und Ende 2001
von einem „(w)eitgehenden Stillstand“ in der
Arbeitsmarktpolitik, einer Phase der „Stag-
nation im Verhandlungslabyrinth“, in der
parteiinterne und externe Vetospieler sowie
ein sinkender Problemdruck Wandel verhin-
derten. Der Stagnation aufgrund der Ver-
handlungsdemokratie ging, so die Autoren
(ebd.: 221), eine Phase der Einlösung von
Wahlversprechen voran, weil „klientelbezo-
gene Vorstellungen“ und ein „deutlich sozi-
aldemokratischer Akzent“ umgesetzt wurden
(Parteiendifferenzhypothese). 2002 fand
dann ein „Kurswechsel“ als „reformpoliti-
scher Endspurt im Vorfeld der Wahl“ (ebd.:
225) statt, weil die Arbeitslosigkeit anstieg,
ein externer Schock (Vermittlungsskandal)
auftrat und die anstehenden Bundestags-
wahlen disziplinierende Wirkung auf poten-
zielle Vetospieler entfalteten. Sie erklären
Reformstau mit institutionellen Schranken
sowie parteiinternen und externen Vetospie-
lern. Veränderung führen sie hingegen auf
„externe Schocks und Problemdruck“ zu-
rück, die „die Macht von Vetospielern bre-
chen“ (ebd.: 235) und den Parteienwettbe-
werb von der Verhandlungsdemokratie be-
freien. „Wo zu einem bestimmten Zeitpunkt
eine starke Vetoposition mächtiger Akteure
erwartet werden kann, kann ein anderer
Zeitpunkt (etwa bei anstehenden Wahlen)
den Parteienwettbewerb zur eigentlichen
Motivationsgröße avancieren lassen, damit
disziplinierend wirken und Reformen mög-
lich machen. Glückliche Umstände – fortuna
bei Machiavelli genannt – gehören eben
auch zum Erfolg in der Politik“ (ebd.).

Wie Blancke und Schmid (2003) führt
auch Merkel (2003) den arbeitsmarktpoliti-
schen Reformstau in der ersten Phase der
rot-grünen Regierung auf die Verhandlungs-
demokratie zurück. Tsebelis’ (1995) Veto-
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spieler-Ansatz fortentwickelnd,11 erklärt er
die „ausgebliebene Reform des Arbeitsmark-
tes“ (Merkel 2003: 265) damit, dass „(r)echte
wie linke Traditionalisten der SPD (…) mit
der partikularen Interessenorganisation Ge-
werkschaften eine implizite Blockadekoaliti-
on“ eingingen. Die Einrichtung der Hartz-
Kommission, deren Beschlüsse erst in der
zweiten rot-grünen Regierung umgesetzt
wurden, interpretiert Merkel als „Schachzug
des Bundeskanzlers“ (ebd.: 267), der von der
Strategie des „office-seeking“ geprägt war.
Sie war eine „Reaktion auf abstürzende Um-
fragewerte, skandalöse Vorgänge in der Bun-
desanstalt für Arbeit und die drohende Nie-
derlage bei den Parlamentswahlen im Sep-
tember“ (ebd.).

Im Gegensatz zur Arbeitsmarktpolitik
spricht die Politikforschung in der Renten-
politik aufgrund der Rentenreform von Wal-
ter Riester von einer fundamentalen Verän-
derung. Schmidt (2003: 247) stellt wegen der
Einführung der kapitalfundierten Altersvor-
sorge, die das Prinzip der paritätischen Fi-
nanzierung aufbricht, eine „Pfadabwei-
chung“ fest. Auf mögliche Erklärungsfakto-
ren für diese Pfadabweichung geht Schmidt
nicht ein. Gleichwohl hebt er hervor, dass
„die ‚Reformstauthese‘ nur einen Teil der
rot-grünen Sozialpolitik“ (ebd.: 241) erfasst.
Andere Studien greifen demgegenüber bei
der Erklärung des Wandels in der Rentenpo-
litik auf die Logiken der Mehrheitsdemokra-
tie und Verhandlungsdemokratie zurück.
Sowohl Merkel (2003) als auch Schludi
(2005) wenden bei dieser Reform den Veto-
spieler-Ansatz an. Sie erklären, warum es
zur Zustimmung des institutionellen Veto-
spielers Bundesrat kam, wobei Schludi auch
die Einigung mit den Gewerkschaften er-
klärt. Die Policy-Positionen der Akteure sind
im Vetospieler-Ansatz jedoch exogen vorge-
geben. Die Ursachen für den innovativen in-
haltlichen Bruch mit dem bisherigen Finan-
zierungssystem der Rentenversicherung, also
die Ursachen für die Einführung der Kapi-
taldeckung und der staatlichen Förderung
von Privat-, Betriebs- und Tarifrenten, wer-
den in diesen Studien nicht thematisiert.

Als Zwischenfazit lässt sich das Folgende
festhalten: Die Blockadethese führt zu Inter-
aktionsanalysen, die strategische Interaktio-

nen von Problembearbeitern erklären. Inter-
aktionsanalysen beziehen sich vorrangig auf
die Erklärung von inkrementellem Policy-
Wandel. Weil die Präferenzen als gegeben
definiert werden, benötigt ein radikaler Prä-
ferenzwandel, der innovativen Policy-Wan-
del zur Folge haben könnte, gemäß den An-
nahmen dieser Analysen einen exogenen
Schock. Im Folgenden möchte ich anhand
der Riester-Reform aufzeigen, dass die dem
deutschen Regierungssystem inhärenten Re-
formblockaden innovativen Policy-Wandel
nicht zwangsläufig ausschließen. Für die
Analyse von innovativem Policy-Wandel
schlage ich vor, Ursachen einer radikalen
Präferenzveränderung nicht völlig zu exoge-
nisieren und Prozesse des Präferenzwandels
genauer zu betrachten, indem Rückkoppe-
lungseffekte von Problemlösungen auf das
Handeln politischer Akteure berücksichtigt
werden.12

Rückkoppelungseffekte systematischer in
die Analyse von Policy-Wandel zu integrie-
ren, ist für die Politikwissenschaft sowohl von
theoretischem als auch von methodischem
Interesse.13 Theoretisch ist dies von Bedeu-
tung, weil Rückkoppelungseffekte, wenn sie
Sozial- und Systemintegration beeinflussen,
den Kern der politikwissenschaftlichen Theo-
riebildung, die Demokratietheorie, anspre-
chen. Der methodische Gewinn besteht darin,
Politik über einen längeren Zeitraum und dy-
namisch zu betrachten, kurz: Sequenzen zu
analysieren.14 Das ermöglicht – wie später
der fünfte Abschnitt zeigen wird –, das Zu-
sammenspiel von exogenen und endogenen
Ursachen für Policy-Wandel systematisch zu
betrachten.

4. Sequenzanalyse und innovativer
Policy-Wandel

Die Einbeziehung von Rückkoppelungsef-
fekten in die Analyse politischer Entschei-
dungen begründe ich theoretisch folgender-
maßen: 1. Probleme können durch Interakti-
on endogen erzeugt werden. Wenn die Poli-
tik sich auf die Bearbeitung und Lösung von
Problemen einlässt, dann verändert sie diese
und schafft unter Umständen neue. 2. Mo-
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derne demokratische Gesellschaften müssen
Sozialintegration gewährleisten.15 Auch Po-
licies kommt eine sozialintegrative Bedeu-
tung zu.16 Sie erbringen auf der intermediä-
ren Ebene Leistungen zur Konfliktinstitutio-
nalisierung zwischen korporativen Akteu-
ren.17 Wenn Policies jedoch aufgrund von
Rückkoppelungseffekten bei dieser Konflikt-
institutionalisierung scheitern, weil staatli-
che, parteidemokratische und verbandliche
Akteure sie als Teil eines neuen Problems
wahrnehmen, üben sie einen negativen Ein-
fluss auf die Sozialintegration aus. In diesem
Fall tragen sie dann nicht mehr zur Kon-
fliktinstitutionalisierung, sondern zur Entste-
hung von (neuen) Interessenkonflikten bei.
Diese Interessenkonflikte können erstens
Präferenzen hinsichtlich gesellschaftlicher
Probleme und deren Lösung verändern und
zweitens Konflikte um neu zu verteilende
Problemlösungskompetenzen bewirken: Wer
ist fähig zur Problemlösung? Wer ist institu-
tionell zuständig? Die Präferenzen und die
institutionellen Rahmenbedingungen verän-
dern sich, wodurch institutioneller Raum für
neue Problembearbeiter mit neuen Pro-
blemlösungen geschaffen wird. Entschei-
dungsblockaden können sich auflösen.

Wie lässt sich die sozialintegrative Be-
deutung von Policies beschreiben? Wie die

staatliche Ordnung, für die Policies ein kon-
stituierendes Element darstellen, sind Poli-
cies auf mehreren Ebenen sozialintegrativ
wirksam:
1. Auf der kulturellen beziehungsweise nor-
mativen Ebene entfalten Policies eine so-
zialintegrative Wirkung, weil politische Maß-
nahmen und Programme auf Normen und
Werte gründen und sich darauf richten, diese
umzusetzen. In der Rentenpolitik war dies
bis zur Riester-Reform das Prinzip der Le-
bensstandardsicherung, das in das Prinzip
einer an den Ausgaben orientierten Einnah-
mepolitik – sprich Beitragssatzanhebung
nach Bedarf – übersetzt wurde. Die Norm
der Lebensstandardsicherung stellte einen
zentralen Rahmen für die Identität der deut-
schen Gewerkschaften dar, weil sie, solange
ausreichend Verteilspielräume erwirtschaftet
wurden, bei den Gewerkschaftsmitgliedern
Akzeptanz hinsichtlich der Bewältigung be-
trieblicher Rationalisierungen durch Früh-
verrentung stiftete.
2. Auf der rechtlichen Ebene ist Rentenpoli-
tik sozialintegrativ, weil das Äquivalenz-
prinzip in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung im Zusammenspiel mit Art. 14 GG
Rentenanwartschaften einen verfassungs-
rechtlich garantierten Vertrauensschutz ver-
schaffte, der staatlichen Interventionen in die

Abbildung 2: Sequenzorientierte Policy-Analyse
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Rentenversicherung eine Hemmschwelle
auferlegte. Der Vertrauensschutz bewirkte
so, dass sich die Gewerkschaften und die Or-
ganisationen der Mitbestimmung in der Ge-
staltung von Sozialplänen auf die Leistungen
der Rentenversicherung verlassen konnten.
3. Auf der intermediären Ebene sind Policies
sozialintegrativ, insofern sie Konflikte zwi-
schen korporativen Akteuren institutionali-
sieren. So wirkte die Rentenversicherung
durch ihre Indienstnahme für beschäftigungs-
politische Aufgaben im Rahmen der Früh-
verrentungspolitik – wie ich später genauer
verdeutlichen werde – kosten- und konflikt-
entlastend auf Staat und Verbände.

Rückkoppelungseffekte können diese so-
zialintegrative Wirkung von Policies emp-
findlich stören. Treten diese auf, verändern
Policies das Problem, zu dessen Lösung sie
beitragen sollen. Durch diese Wirkung kön-
nen sie selbst zum Problem werden und sich
aus der Perspektive der korporativen Akteure
als Problemlösung verbrauchen.18 In diesem
Fall kann die Policy kaum mehr zur Identi-
tätsstiftung, zur Sicherung und Sanktionie-
rung von Rechten und zur Konfliktinstitutio-
nalisierung beitragen. Im Gegenteil: Auf der
intermediären Ebene wird sie eher neue In-
teressenkonflikte erzeugen, statt diese zu re-
gulieren. Die überkommene Policy geht mit
Repräsentations- und Solidaritätsdefiziten
einher. Scheitern Policies, so finden Such-
prozesse statt: Prozesse zur Generierung von
Präferenzen über Lösungsoptionen für ge-
sellschaftliche Probleme werden in Gang ge-
setzt. Konflikte über Problemlösungskom-
petenzen treten auf. Die Betrachtung von
Rückkoppelungseffekten hat zur Folge, die
Ceteris-paribus-Annahme hinsichtlich Präfe-
renzen und politischer Institutionen fallen zu
lassen.

In methodischer Hinsicht lautet die Kon-
sequenz, das Analysemodell zu dynamisie-
ren. Diese Dynamisierung lässt sich durch
die Berücksichtigung von Sequenzen errei-
chen (Büthe 2002: 485). Sequenzen bringen
den Faktor Temporalität in Analysen ein. Sie
erlauben die Berücksichtigung von Rück-
koppelungseffekten von Policies zu einem
bestimmten Zeitpunk t0 auf Präferenzen und
Institutionen (Problemlösungskompetenzen)
zu einem späteren Zeitpunkt t1: „Sequence

allows us to endogenize the explanatory va-
riables without having to abandon modeling
and scientific aspirations because it enables
us to avoid circular reasoning. Endogeniza-
tion involves incorporating into the model
some variation of causal feedback loops
from the explanandum to the explanatory
variables. In a static model, such feedback
loops make the argument circular. Deter-
mining causality then becomes impossible.
The sequential element of temporality, how-
ever, gets us around the problem, because it
allows us to have causal feedback loops from
the explanandum at one point in time to the
explanatory variables at a later point of time
only“ (Büthe 2002: 485).

Konkret schlägt der Beitrag daher vor,
Problemsequenzen in die Analyse zu integrie-
ren. Problembearbeiter bearbeiten ein Pro-
blem nach dem anderen und sie entwerfen ei-
ne Problemlösung nach der anderen. Etwas
plastischer ausgedrückt, lautet das Kernargu-
ment einer sequenzorientierten Perspektive
folgendermaßen: Im politischen Prozess kann
es immer wieder zu selbst produzierten fun-
damentalen Krisensituationen kommen, in
denen weniger die Strukturen der Mehrheits-
und Verhandlungsdemokratie die Interaktion
determinieren als die Gelegenheiten, die sich
ergeben, weil sich Policies aufgrund von Pro-
blemsequenzen verbrauchen.19

Die zentrale Forschungsaufgabe in dieser
Perspektive ist die Bestimmung von Rück-
koppelungseffekten. Aufgrund der Notwen-
digkeit von Sozialintegration sieht sie zudem
Präferenzen und Problemlösungskompeten-
zen (die von politischen Institutionen zuge-
wiesen werden) grundsätzlich als endogene
Größen an. Im Gegensatz zur interaktions-
orientierten Policy-Forschung integriert eine
sequenzorientierte Zeitlichkeit systematisch
in den Ansatz. Anders formuliert: Die Heu-
ristik einer sequenzorientierten Policy-Ana-
lyse würde die Heuristik der interaktionsori-
entierten Policy-Forschung, die zwischen
Akteur und Institution trennt, durch eine Per-
spektive ergänzen, die dynamische Interakti-
onsbeziehungen zwischen Problem, Pro-
blemlösung, institutionellen Rahmen und So-
zialintegration thematisiert.

Anhand eines sequenzorientierten Ansat-
zes soll im Folgenden der mit der Riester-
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Reform einhergehende innovative Policy-
Wandel in der Rentenpolitik rekonstruiert
werden. Dabei gehe ich jedoch nur auf die
sozialintegrative Bedeutung der Rentenpoli-
tik im Hinblick auf Konfliktinstitutionalisie-
rung ein, betrachte also nur die sozialinte-
grative Bedeutung der Rentenpolitik auf der
intermediären Ebene.20

5. Die Rentenreform Walter Riesters

Die Riester-Reform kann aus mehreren
Gründen als Innovation bezeichnet werden.
Erstens ging sie mit der Einführung einer
zweiten und dritten Säule in der Altersvor-
sorge weit über die offiziellen Konzepte der
Koalitionspartner zu Beginn der Legislatur-
periode hinaus. Diese wiesen noch deutlich
einen systemkonsolidierenden Charakter auf
und maßen der Korrektur von Einschnitten,
die die Regierung Kohl vorgenommen hatte,
oberste Priorität bei.21 Zweitens hat sich mit
der Reform die Ausrichtung der gesetzlichen
Rentenversicherung verändert: Nicht mehr
Lebensstandardsicherung, sondern Beitrags-
satzsenkung und -stabilisierung und eine an
den Einnahmen orientierte Ausgabenpolitik
stellen seitdem die Hauptziele der staatlichen
Rentenpolitik dar. Die Förderung der priva-
ten, betrieblichen und tariflichen Rentensys-
teme hat ferner das Monopol der gesetzli-
chen Rentenversicherung in der Altersvor-
sorge aufgelöst.

Wie kam es zu diesem Wandel? Im Fol-
genden argumentiere ich in zwei Schritten,
dass der in der Riester-Reform zum Aus-
druck kommende innovative Policy-Wandel
mit Rückkoppelungseffekten auf das Han-
deln politischer Akteure zusammenhängt. Im
ersten Schritt lege ich dar, wie die etablierte
Rentenpolitik seit Mitte der 1990er Jahre auf
der intermediären Ebene an sozialintegrati-
vem Potenzial eingebüßt hat. Es gelang ihr
nicht mehr, Interessenkonflikte zwischen
Staat und Verbänden zu institutionalisieren;
im Gegenteil, im Laufe der Zeit hatte sie
neue Spaltungslinien erzeugt. In diesem Zu-
sammenhang werde ich auch verdeutlichen,
wie das Aufeinandertreffen dieser Rückkop-
pelungseffekte auf exogene Herausforderun-

gen (Wiedervereinigung, Maastricht, demo-
graphischer Wandel, Internationalisierung)
den Druck zu einem Policy-Wandel erhöhte.
Im zweiten Schritt zeige ich, dass die da-
durch bewirkten Interessenkonflikte Präfe-
renzen über Handlungsoptionen in der Al-
terssicherung veränderten sowie Konflikte
um neu zu verteilende Problemlösungskom-
petenzen mit sich brachten. Hervorheben
möchte ich in diesem Zusammenhang Kon-
flikte in den Gewerkschaften über die weite-
re Entwicklung der Tarifpolitik. In diesen
Konflikten stand Bundesarbeitsminister Ries-
ter, der bis Herbst 1998 Zweiter Vorsitzen-
der der IG Metall war, nicht nur als Auslö-
ser, sondern auch als Moderator im Mittel-
punkt.

5.1 Sozialintegration

Der Zusammenhang zwischen dem mit der
Riester-Reform vollzogenen Policy-Wandel
und Folgeproblemen der etablierten Renten-
politik zeigt sich sehr deutlich an der seit
Mitte der 1990er Jahre stattfindenden politi-
schen und öffentlichen Debatte über die Leis-
tungs- und Finanzierungsstruktur der deut-
schen Sozialpolitik. Im Zuge dieser Diskus-
sionen wurden Ursachen und Folgen der Fi-
nanzierungsprobleme der gesetzlichen Sozi-
alversicherung neu definiert.

Ausgangspunkt dieser Debatte war der
Anstieg des Gesamtsozialbeitrags auf über
40%. Im Januar 1996 kam es im Rahmen des
„Bündnisses für Arbeit und Standortsiche-
rung“ unter der Regierung Kohl zu einer
gemeinsamen Erklärung von Bundesregie-
rung und den Sozialpartnern, einem weiteren
Anstieg entgegenzuwirken und die Sozial-
beiträge bis 2000 auf 40% zu senken (Bulle-
tin Nr. 7: 53). Das Entscheidende an dieser
Erklärung ist, dass der Anstieg des Sozial-
beitrages forthin – und zunehmend auch in
der breiten Öffentlichkeit22 – als eines der
zentralen Probleme des bundesdeutschen Ar-
beitsmarktes definiert wurde. Dass 1997, als
der Beitragssatz zur Rentenversicherung auf
über 21% anzusteigen drohte, die Mehrwert-
steuer erhöht wurde, kann als Konsequenz
dieser Entwicklungen betrachtet werden;
ebenso die Finanzierung versicherungsfrem-
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der Leistungen aus dem Bundeshaushalt.
SPD und Bündnis90/Die Grünen griffen die
40-Prozent-Grenze im Koalitionsvertrag
vom 28. Oktober 1998 erneut auf (Koaliti-
onsvereinbarung 1998: 11f.).

In der Reformdebatte wurde das Über-
schreiten der 40-Prozent-Marge als Folge der
Frühverrentungspolitik definiert. Durch Ver-
änderungen im Arbeitsförderungsrecht sowie
die Anhebung der Altersgrenzen in der
Rentenversicherung (Rentenabschläge bei
Frühverrentung) hatte bereits die Kohl-
Regierung versucht, die Frühverrentung zu
stoppen. Im Zuge dieser Maßnahmen verur-
teilte der damalige Arbeitsminister Norbert
Blüm die Frühverrentungspraxis: „Ein Teil
der Lohnzusatzkosten entsteht durch unter-
nehmerische Strategien. Ich denke an die
Frühverrentung, die vor allem von den
Großbetrieben als ‚Sozialpläne’ deklariert
werden, um Kosten in die Renten- und Ar-
beitslosenversicherung zu verlagern. Dem
Trend zur Frühverrentung muss mit aller
Kraft entgegengewirkt werden“ (Blüm 1995:
12). Auch die Veränderung der Finanzie-
rungsstrukturen war bereits zu jener Zeit im
Gespräch. Die Stärkung der zweiten und
dritten Säule wurde während der Rentenre-
form 1997 von der FDP und innerhalb der
CDU von Kurt Biedenkopf eingebracht. Die
Umsetzung dieser Idee scheiterte damals je-
doch am Widerstand des Bundesarbeitsmini-
sters Norbert Blüm und des Bundesfinanz-
ministers Theo Waigel (vgl. Börsen-Zeitung
vom 29.1.1997, S. 1; FAZ vom 20.3.1997, S.
1; Richter 2001: 85ff.). Auch wenn diese Re-
formdiskussion und Reformansätze in ihrer
Reichweite nicht überbewertet werden dür-
fen, ist es wichtig festzuhalten, dass Refor-
men mit den Folgeproblemen der etablierten
Rentenpolitik begründet wurden.

Diese Begründung ist plausibel, wenn
man sich vor Augen führt, dass die etablierte
Rentenpolitik eine nicht unbedeutende so-
zialintegrative Wirkung auf der intermediä-
ren Ebene ausgeübt hatte, was Mitte der
1990er Jahre nicht mehr gewährleistet war.
Die Rentenversicherung war in starkem Ma-
ße darauf gerichtet, Staat und Verbände zu
entlasten, indem sie Arbeitsvolumen aus
dem Markt nahm und durch Frühverrentung
stilllegte (Ebbinghaus 2006; Manow/Seils

2000). Die Frühverrentung hat, weil sie
durch Beiträge finanziert wurde, zur fiskali-
schen Entlastung des Bundeshaushaltes bei-
getragen (vgl. Trampusch 2003). Die Bei-
tragsfinanzierung half den staatlichen und
parteidemokratischen Akteuren, föderale fis-
kalische Verteilungskonflikte zu umgehen,
die durch eine aus Steuern finanzierte Sozial-
und Beschäftigungspolitik entstanden wären.
Die Frühverrentung hat auf der anderen Seite
auch ermöglicht, dass die Tarifpolitik ihre so-
ziale Autonomie bewahren konnte. Struktur-
und Arbeitsmarktkrisen ließen den tarifpoliti-
schen Verteilungsspielraum unberührt, weil
auf diese nicht lohnpolitisch, sondern in der
Sozialversicherung reagiert wurde.

Seit 1992/93 haben sich die ökonomi-
schen und politischen Rahmenbedingungen
für die etablierte Rentenpolitik aufgrund der
veränderten externen Rahmenbedingungen –
wie den fiskalischen Folgen der Wiederver-
einigung, den Maastricht-Kriterien, dem Be-
wusstwerden der Überalterung der Bevölke-
rung (demographischer Wandel) und der In-
ternationalisierung – jedoch verändert. Die
Wiedervereinigung band weitere erhebliche
Finanzressourcen der Sozialversicherung an
sich. So fanden sich in den Jahren 1995 bis
1997 die Bundesanstalt für Arbeit, die Ge-
setzliche Rentenversicherung und die Ge-
setzliche Krankenversicherung infolge der
Wiedervereinigung in einem Defizit (vgl.
dazu Meinhardt 2000: 243, Tabelle 11). Die
oben erwähnte Subventionierung der Ren-
tenversicherung durch Haushaltsmittel des
Bundes machte den Bundeshaushalt und die
Steuerpolitik zunehmend von der Rentenver-
sicherung und ihrer Finanzlage abhängig,
und dies in einer Zeit, in der der internatio-
nale Steuerwettbewerb Steuersenkungen ein-
forderte und die Maastrichter Kriterien wei-
tere Staatsverschuldung verboten. Durch die
Überalterung der Gesellschaft mussten zu-
dem immer weniger Beitragszahler immer
mehr Renten finanzieren.

Das Zusammenspiel der Indienstnahme
der Rentenversicherung für die Haushalts-
und Tarifpolitik mit diesen exogen bedingten
Veränderungen der Rahmenbedingungen
führte dazu, dass die Sozialpolitik seit Mitte
der 1990er Jahre immer weniger Entlastung
hinsichtlich Kosten und Konflikt im Innen-
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verhältnis von Staat und Verbänden bieten
konnte, sondern im Gegenteil beide belaste-
te. Die staatlichen und parteidemokratischen
Akteure stehen seitdem unter Druck, dem
Gesamtsozialbeitrag mit einer Strukturre-
form zu begegnen, auch weil die Lohnne-
benkosten unter den gegebenen ökonomi-
schen Rahmenbedingungen ein Beschäfti-
gungshindernis darstellen. In den Parteien
kam es so auch Ende der 1990er Jahre zu
massiven Auseinandersetzungen zwischen
Sozial- und Wirtschaftspolitikern bezie-
hungsweise Modernisten. Letztere wurden
stärker, während die Sozialpolitiker an Ein-
fluss verloren (vgl. Trampusch 2005b).

Auf der anderen Seite hatte die durch die
Rentenversicherung finanzierte Politik der
Angebotsreduzierung auch auf die Verbände
Rückwirkungen. Sie führte zu Entsolidarisie-
rungen ihrer Kollektive (Streeck 2005, 2003)
und bewirkte neue Polarisierungen. In einer
zunehmend internationalisierten Wirtschaft,
in der wegen der Belastung des Faktors Arbeit
durch den Sozialstaat Standortverlagerungen
zum Alltag wurden, stehen für die Verbände
sinkende Organisationsraten der Gewerk-
schaften, Verbandsflucht bei den Arbeitge-
bern, die zunehmende Fragmentierung der
Interessen der Großbetriebe und des Mittel-
standes bzw. von Abnehmern und Zulieferern
und die Flucht aus den Flächentarifverträgen
in einem direkten Zusammenhang mit der so-
zialpolitischen Regulierung des Arbeitsmark-
tes. Der Verlust der inneren Bindungsfähig-
keit stellt „den Modus der verbandlichen Re-
gulierung insbesondere der Arbeitsmärkte als
solchen in Frage“ (Streeck 2003: 4). Die Ver-
bändeforschung macht deutlich, dass sich in
den 1990er Jahren im Innenverhältnis der
Verbände Interessenkonflikte um die Basisin-
stitutionen der alten Bundesrepublik – Tari-
fautonomie und Sozialstaat – intensiviert ha-
ben und insbesondere auf Arbeitnehmerseite
massive Repräsentationsprobleme aufgetreten
sind (Streeck 2003; Streeck/Hassel 2004).

Die Verbandsspitzen müssen sich so im-
mer wieder um einen Ausgleich zwischen
den widerstreitenden Lagern bemühen. Auf
Wirtschaftsseite wurden die Spitzen zum
Teil mit Vertretern mittelständischer Interes-
sen besetzt (Trampusch 2005a), und Mitte
der 1990er Jahre intensivierten sich die Kon-

flikte zwischen den Führungsgremien des
BDI (Bundesverband der Deutschen Indu-
strie) und der BDA (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbände). So warf
BDI-Präsident Olaf Henkel dem BDA-Präsi-
denten Klaus Murmann öffentlich vor, dass
die BDA über die Selbstverwaltungsgremien
der Sozialversicherung zum Anstieg der
Lohnnebenkosten beigetragen habe (FAZ
vom 18. März 1996, S. 15). Im DGB hat sich
das Verhältnis der Einzelgewerkschaften un-
tereinander, insbesondere zwischen IG Me-
tall und Verdi auf der einen Seite und IG
BCE auf der anderen, in den letzten Jahren
extrem polarisiert (Trampusch 2004: 20);
man denke an die stetig wiederkehrenden
Auseinandersetzungen zwischen den Vorsit-
zenden der IG Metall und der IG BCE. Weil
die drei genannten Gewerkschaften aufgrund
der Gewerkschaftsfusionen heute drei Vier-
tel der DGB-Mitglieder auf sich vereinen,
schwächt jede Polarisierung der Einzelge-
werkschaften die politische Gestaltungskraft
des DGB und damit seiner Sozialpolitiker.
Das Schwinden der stützenden Milieus ist
am deutlichsten in den Gewerkschaften
sichtbar: Ende 2002 hatte der DGB knapp
7,7 Mio. Mitglieder und damit einen Anteil
von weniger als 20% der abhängig Beschäf-
tigten. Vor fünfzehn Jahren waren es noch
fast 30%. Nur knapp 10% der Beschäftigten
unter 25 Jahren sind heute Mitglied einer
Gewerkschaft (Ebbinghaus 2002).

Auch bei den Wählern hat das Sozialver-
sicherungssystem im Übrigen an Unterstüt-
zung verloren. So zeigen die Befragungen im
Rahmen des Sozio-ökonomischen Panels,
dass bei den Zwanzig- und Dreißigjährigen
der Anteil derjenigen, die Sozialbeiträge als
zu hoch empfinden und für mehr Eigenvor-
sorge plädieren, zwischen 1987 und 1997
stark angestiegen ist (vgl. Rinne 2000: Tab.
4, Tab. 3). Die Unzufriedenheit mit der Höhe
der Sozialbeiträge und die Offenheit für Ei-
genvorsorge können auch so gedeutet wer-
den, dass es sich die Bundesregierung und
die Parteien politisch immer weniger leisten
können, in der Rentenpolitik das bestehende
System zu konsolidieren, weil das Vertrauen
in die finanzielle Nachhaltigkeit dieses Sys-
tems abgenommen hat.
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5.2 Änderung von Präferenzen und
Konflikte um
Problemlösungskompetenzen

Die Veränderung der Problemkonstellation
und die geminderte sozialintegrative Wir-
kung der etablierten Rentenpolitik auf der
intermediären Ebene hatten Konflikte in den
Gewerkschaften zur Folge. Diese drehten
sich im Kern darum, wie die Gewerkschaften
tarifpolitisch auf die Krise der Sozialversi-
cherung und den Reformdrang der Regie-
rung Kohl reagieren sollten. Die Konflikte
können insofern als Verteilungskonflikt um
Problemlösungskompetenzen definiert wer-
den, weil sie die Frage betrafen, inwieweit
die Tarifpolitik sozialpolitische Funktionen –
die Finanzierung der Frühverrentung und der
Altersvorsorge – übernehmen sollte. Auch
Präferenzen hinsichtlich der Handlungsop-
tionen in der Alterssicherung änderten sich:
Die Tarifpolitik rückte als mögliches Finan-
zierungsmedium in den Blickpunkt.

Ein wichtiger Ausgangspunkt dieser Kon-
flikte ist Mitte der 1990er Jahre zu verorten,
als Walter Riester, damals noch 2. Vorsit-
zender der IG Metall, erkannte, dass die
durch die Rentenreform von 1989 einge-
führte Anhebung der Altersgrenzen das Ar-
beitsvolumen im Markt erhöht und die be-
schäftigungspolitische Strategie der IG Me-
tall, durch Frühverrentung das Überangebot
auf dem Arbeitsmarkt zu reduzieren, konter-
karieren würde. Da er gleichwohl gegen eine
weitere Wochenarbeitszeitverkürzung war,
brachte Riester im Rahmen der Verhandlun-
gen um den Altersteilzeittarifvertrag der IG
Metall den Vorschlag ein, die Reduzierung
des Arbeitsangebots durch einen Tariffonds
zu finanzieren. Bei Spitzengesprächen mit
Gesamtmetall im Oktober 1996 schlug er
vor, die Einrichtung eines Tariffonds auf
Branchenebene verbindlich vorzuschreiben.
Dieser von den Tarifvertragspartnern ge-
meinsam verwaltete und aus Anteilen des
Weihnachts- und Urlaubsgeldes, aus Lohn-
erhöhungen und Mitteln der Bundesanstalt
für Arbeit finanzierte Fonds sollte innerhalb
von fünf Jahren Kapital ansammeln, das die
Tarifpartner zum Ausgleich von Einkom-
mensverlusten bei Frühverrentung verwen-

den konnten. Die Rentenversicherungsbei-
träge sollten durch den Fonds vollständig
entrichtet werden, um so spätere Abschläge
bei der Rentenzahlung zu vermeiden (BZ
vom 23. Oktober 1996, S. 11; FAZ vom 10.
März 1997, S. 15).

Riesters Überlegungen zu einem Tarif-
fonds fielen in eine Zeit, in der in den Ge-
werkschaften angesichts vermehrter betrieb-
licher Standortsicherungsvereinbarungen und
wegen der hohen Arbeitslosigkeit eine hefti-
ge Diskussion über eine Erneuerung der ge-
werkschaftlichen Tarif- und Sozialpolitik
entbrannte. Neben dem Konflikt um eine
weitere Wochenarbeitszeitverkürzung, der
zwischen dem IG-Metall-Vorsitzenden Klaus
Zwickel und Riester ausgetragen wurde, war
der für die Rentenreform wichtigste Konflikt
der zwischen dem DGB-Vorsitzenden Dieter
Schulte und seiner Stellvertreterin Ursula
Engelen-Kefer, die damals Vorstandsmit-
glied der SPD und der Bundesanstalt für Ar-
beit war. Im Mai 1997 kam es zu heftigen
DGB-internen Konflikten, als Dieter Schulte
und auch Riester öffentlich eingestanden,
dass man in der Rentenversicherung um eine
Senkung des Rentenniveaus nicht umhin
kommen werde, Engelen-Kefer dies brüsk
zurückwies und Schulte vorwarf, er würde
auf Distanz zur SPD und den Sozialpoliti-
kern im DGB gehen (TAZ vom 28. Mai
1997, S. 4). Ein weiterer Konfliktpunkt in
den Gewerkschaften stellte der tarifpoliti-
sche Ansatz der IG BCE dar, die mit Erfolg
genau das vorpraktizierte, was von den IG-
Metall-Funktionären mit Ausnahme Riesters
kategorisch abgelehnt wurde: eine betriebli-
che und tarifliche Sozialpolitik, die die Leis-
tungen und Mittel der staatlichen Sozialpoli-
tik ergänzt und, wenn nötig, auch mit dem
Zugeständnis einer Lohnzurückhaltung fi-
nanziert. Die Chemiegewerkschaft hatte be-
reits Mitte der 1970er Jahre einen tariflichen
Unterstützungsfonds für Arbeitslose aufge-
baut. Im Gegensatz zur IG Metall griff sie
seitdem in den Tarifverträgen immer wieder
sozialpolitische Sonderthemen auf.

Fünf Jahre nach Riesters Tariffondsvor-
schlag waren sowohl der Streit innerhalb der
IG Metall über die weitere Arbeitszeitpolitik
als auch der Konflikt innerhalb des DGB
entschieden: Das Rentenniveau wurde von
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Rot-Grün gesenkt, auch wenn Riester den
Ausgleichsfaktor nicht durchsetzen konnte.23

In der Riester-Rente und den Tarifverträgen
zur Entgeltumwandlung materialisierte sich
Riesters Idee eines Tariffonds beziehungs-
weise das Chemiemodell. Wie kam es dazu?

Riester brachte seine Ideen bereits vor den
Bundestagswahlen als Schattenminister ein.
Dabei geriet er nicht nur mit den Sozialpoli-
tikern in der SPD in Konflikte, sondern
ebenso mit seiner Gewerkschaft. In der IG
Metall gab es aus zweierlei Gründen Wider-
stand gegen Riesters Ideen: Zum einen, weil
deren Vorsitzender, Zwickel, zum damaligen
Zeitpunkt noch eine weitere Wochenarbeits-
zeitverkürzung statt Lebensarbeitszeitver-
kürzung als die adäquate tarifpolitische
Strategie auf dem Arbeitsmarkt erachtete
(FAZ vom 8. Mai 1998, S. 13). Zum anderen
nahm ein großer Teil der Funktionäre und
Mitglieder Riesters Tariffonds als Infrage-
stellung des Prinzips der paritätischen Finan-
zierung der Sozialversicherung wahr. Bis
zum Sommer 1998 gelang es Riester den-
noch, Zwickel von der Lebensarbeitszeitver-
kürzung zu überzeugen. Seit Sommer 1998
trat Zwickel für die Rente mit 60 und einen
Tariffonds ein, was jedoch nur die Finanzie-
rung der Frühverrentung ermöglichen sollte.
Angesichts der starken Hausmacht der Sozi-
alpolitiker in der IG Metall wehrte sich
Zwickel weiterhin heftig gegen die Verwen-
dung dieses Tariffonds für die Finanzierung
einer weiteren Säule der Altersvorsorge.
Zwickel nannte die von Riester angedachte
Kapitaldeckung eine „verkappte einseitige
Beitragserhöhung“ (Zwickel 1999: 1). Wer
eine dritte Säule aufbaue, ihre Finanzierung
den Arbeitnehmern überlasse und gleichzei-
tig die Beiträge zur paritätisch finanzierten
gesetzlichen Rentenversicherung senke, be-
treibe eine „gigantische Umverteilungsma-
schine zugunsten der Unternehmer“ (Zwik-
kel 1999: 1).

Die Reform der Rentenversicherung war
zunächst in die Gespräche im Rahmen des
Bündnisses für Arbeit integriert. Dieses bot
mit den Spitzengesprächen und ihrer Vorbe-
reitung durch die Steuerungsgruppe und den
beiden Arbeitsgruppen „Rentenversicherung
und Arbeitslosenversicherung“ sowie „Le-
bensarbeitszeit“ drei Foren an, die sich mit

der Rente mit 60, Tariffonds, Altersteilzeit
und dem Aufbau einer kapitalgedeckten Al-
tersvorsorge durch den Tariffonds beschäf-
tigten. Ende 1998 wurde in den Arbeitsgrup-
pen Riesters Tariffondsmodell diskutiert und
durchgerechnet: Ein aus 1% Lohnsteigerung
zu finanzierender Tariffonds sollte nicht nur
die Rente mit 60, sondern auch den Aufbau
einer Zusatzrente fördern. Die Sozialpoliti-
ker in den Gewerkschaften wiesen die Ver-
bindung von Tariffonds und genereller Al-
tersvorsorge damals brüsk zurück: Die Stell-
vertretende DGB-Vorsitzende Ursula Enge-
len-Kefer gab bekannt, dass „(d)ie Gewerk-
schaften (…) diese Verknüpfung von lang-
fristigem Kapitalstock und Rente mit 60
nicht“ akzeptieren würden, weil damit ein
„schleichender Systemwechsel“ zu Lasten
der gesetzlichen Rentenversicherung einge-
leitet werde (FAZ vom 11. Februar 1999, S.
17). Die Diskussionen in den Bündnis-
Arbeitsgruppen kamen daraufhin ins Stok-
ken. Mitte Mai 1999 stand für Riester damit
fest, dass durch das Bündnis für Arbeit seine
Kompromissformel für die Nutzung des Ta-
riffonds, diesen sowohl zur Finanzierung der
Frühverrentung als auch zum Aufbau einer
kapitalgedeckten Säule der Altersvorsorge
zu verwenden, schwer zu realisieren war.
Die Sozialpolitiker in der SPD und im DGB
wie auch die IG Metall akzeptierten eine
Vermengung der beiden Issues nicht (Koch
2000: 43). Als sich die Fronten immer mehr
verhärteten, wurde das Thema Rentenreform
letztendlich von der Agenda des Bündnisses
gestrichen und zur Gänze in den Ressortbe-
reich Riesters verlagert.

Nach den Europawahlen im Juni 1999 gab
die Bundesregierung trotzdem einen Renten-
strukturreformplan heraus (FAZ vom 18.
Mai 1999, S. 17). Wieder kam es bei SPD,
DGB und IG Metall zu Ablehnungsreaktio-
nen. Der Reformplan sah vor, die Nettolohn-
anpassung auszusetzen und eine Pflicht für
den Aufbau einer privaten Altersvorsorge
einzuführen. Obwohl der Obligatoriumsvor-
schlag aufgrund des Widerstandes der Ge-
werkschaften und der Zwangsrenten-Kam-
pagne der Bild-Zeitung wieder sehr schnell
zurückgenommen wurde, war es gerade die
Drohung mit dem Obligatorium, die den
Verlauf der Rentenreform entscheidend
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prägte. Die Drohung der staatlichen Inter-
vention regte die Selbstregulierungskompe-
tenz der Verbände an. Im Rahmen des drit-
ten Bündnistreffens verabschiedeten BDA
und DGB im Juli 1999 eine Erklärung, in der
sie vereinbarten, sich für die Stärkung der
betrieblichen Altersvorsorge einzusetzen:
Auf der Basis freiwilliger Vereinbarungen
und/oder tariflicher Regelungen sollten Ein-
kommensbestandteile künftig im Rahmen
der betrieblichen Altersvorsorge angelegt
werden können (BDA/DGB 1999: Nr. 7).
Auf Riesters Obligatoriumsvorstoß folgte die
Selbstverpflichtung der Dachverbände, wei-
tere Säulen der Altersvorsorge aufzubauen
und die konkrete Ausgestaltung den Tarif-
partnern zu überlassen. Der Rest der Renten-
reform drehte sich nun darum, sich auf
mehrheits- und verhandlungsfähige Bedin-
gungen und Regeln zu einigen, wie diese
Säulen finanziert werden können. Infrage
kamen dabei zum einen die steuerliche Sub-
ventionierung und zum anderen Eigenleis-
tungen der Arbeitnehmer.

Hinsichtlich des staatlichen Finanzie-
rungsanteils wurde im Kontext der Debatte
um die Haushaltskonsolidierung 1999 eine
Einigung zwischen Riester und dem Bundes-
finanzminister erzielt. Von den 28 Mrd. DM,
die Hans Eichel im Haushaltssanierungsge-
setz von 1999 als Sparmaßnahme ansetzte,
brachte allein der Bundesarbeitsminister 12,8
Mrd. DM ein (FAZ vom 27. Mai 1999, S. 3).
Just als das Bundeskabinett das Sparpro-
gramm beschlossen hatte, zeichnete sich
auch eine Lösung des Finanzierungspro-
blems in der Rente ab. Am Tag des Kabi-
nettsbeschlusses über Eichels Sparprogramm
kündigte Riester an, dass die Einrichtung ei-
ner zusätzlichen privaten Altersvorsorge ge-
fördert werden würde (HB vom 24. Juni
1999, S. 4). Im Herbst 1999 lagen zwei For-
men der staatlichen Finanzierung der Alters-
vorsorge vor: erstens die staatlichen Zulagen
für eine private Altersvorsorge und zweitens
die Freistellung der Tariffonds von Steuern
und Sozialabgaben (SZ vom 22. September
1999, S. 6). Hinsichtlich des Finanzierungs-
beitrages der Arbeitnehmer kam schließlich
die Chemiegewerkschaft der Bundesregie-
rung zur Hilfe. Als Alternative für die ge-
scheiterte Obligatoriumslösung bot sie ihr

Modell der Umwandlung von Entgelt für die
betriebliche und tarifliche Altersvorsorge an.
Bereits 1998 war in der chemischen Indus-
trie ein Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung
abgeschlossen worden. Bei einem Treffen
der Gewerkschaften im Bundeskanzleramt
im Juni 2000 kündigte Gerhard Schröder an,
dass die Bundesregierung einen Rechtsan-
spruch auf beitragsfreie Entgeltumwandlung
einführen werde (BZ vom 30. Juni 2000, S.
35). In der Tarifrunde 2001 schlossen die
Tarifpartner der chemischen und metallver-
arbeitenden Industrie schließlich Tarifverträ-
ge zur Entgeltumwandlung für die Altersvor-
sorge ab.

Zusammenfassend lässt sich festhalten,
dass eine sequenzorientierte Perspektive auf
die rot-grüne Rentenpolitik den in der Rie-
ster-Reform zum Ausdruck kommenden Po-
licy-Wandel insofern plausibel explizieren
kann, als sie die Veränderung der Rentenpo-
litik in Bezug zu Folgeproblemen der eta-
blierten Rentenpolitik setzt und ferner ver-
ständlich macht, warum die etablierte Ren-
tenpolitik in Richtung Stärkung der zweiten
und dritten Säule verändert wurde. Die Se-
quenzorientierung verdeutlicht, dass die Ein-
führung einer zweiten und dritten Säule in
der Rentenversicherung – das Innovative der
Reform – nicht nur einem exogenen Schock
geschuldet ist. Die Riester-Rente und die
Einführung tariflicher und betrieblicher Al-
tersvorsorgesysteme haben ihre Ursache
ebenso in einer veränderten Tarifpolitik, die
die Sozialpolitiker in den Gewerkschaften,
welche bei der Reform als die aggressivsten
Vetoakteure auftraten, geschwächt hat. Die
Veränderung der Tarifpolitik war jedoch
selbst wiederum Folge einer nachlassenden
sozialintegrativen Wirkung der etablierten
Rentenpolitik auf der intermediären Ebene,
die aufgrund des Anstiegs der Lohnnebenkos-
ten entstand. Es lässt sich nicht nur eine
strukturelle Veränderung des institutionellen
Rahmens feststellen, der den rentenpoliti-
schen Entscheidungsprozess strukturierte,
sondern auch eine Veränderung von Präfe-
renzen hinsichtlich der Handlungsoptionen
in der Altersvorsorge. Ein Teil der Pro-
blemlösungskompetenz wanderte zu den Ta-
rifpartnern über. Ein Teil der Gewerkschaf-
ten und Bundesarbeitsminister Riester er-
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kannten den Tarifvertrag als Regelungs- und
Finanzierungsinstrument für die Altersvor-
sorge. Weil die Rentenreform die Tarifpart-
ner in die Erstellung und Bereitstellung der
Altersvorsorge integriert, waren die Zustim-
mung der Tarifpartner (nicht nur der Dach-
verbände!) und deren konkludentes Verhal-
ten durch den Abschluss von Tarifverträgen
zur Altersvorsorge für den Inhalt dieser Re-
form genauso von substanzieller Bedeutung
wie die Zustimmung der Opposition, des
Bundesrates und die Modernisierung der So-
zialdemokratie. Mit anderen Worten: Die
Sequenzorientierung verdeutlicht, dass die
Riester-Rente nicht inkrementell die eta-
blierte Rentenpolitik fortschreibt, sondern
Teil eines Prozesses schöpferischer Selbst-
zerstörung des bundesdeutschen Sozialversi-
cherungssystems ist, der durch das Zusam-
menspiel von exogen bedingten Ereignissen
(Wiedervereinigung, Maastricht, demogra-
phischer Wandel und Internationalisierung)
und endogen bedingten Problemsequenzen
einen innovativen Policy-Wandel ermög-
lichte. Es wurden in der Rentenpolitik
Handlungsoptionen mehrheits- und ver-
handlungsfähig, die ein Alter und nicht ein
Plus oder Minus gegenüber dem Status quo
darstellten.

6. Schlussbetrachtung

Um Missverständnissen vorzubeugen: Mög-
lichkeiten und Grenzen einer Erneuerung der
Sozialpolitik werden fundamental von der
Frage bestimmt, wie Politik und Verbände
im Kontext institutioneller Rahmenbedin-
gungen des Parteiensystems und der Ver-
handlungsdemokratie interagieren und sich
strategisch zueinander positionieren. Die
Politikforschung beraubt jedoch die Politik
ihres Orientierungssinnes, wenn sie diese zu
sehr durch Parteienwettbewerb und Ver-
handlungsdemokratie domestiziert betrach-
tet. Staatliche Politik, so möchte ich be-
haupten, würde ohne eine kontinuierliche,
aber radikale Fortentwicklung von Pro-
blemlösungen (Policies) und Problemlö-
sungskompetenzen (als Teil der institutio-
nellen Rahmenbedingungen) in der unsiche-

ren Umwelt der modernen Gesellschaft und
kapitalistischen Ökonomie die System- und
Sozialintegration der Gesellschaft nicht ge-
währleisten können. Es ist aber gerade diese
radikale Fortentwicklung, die die Politikfor-
schung, wenn sie ihr Forschungsprogramm
zu sehr nach Mechanismen der Interaktion
von Konfliktregelungsmustern ausrichtet,
zum Teil aus den Augen verliert.

Mein Argument ist nicht, dass die Inter-
aktionsorientierung der Politikwissenschaft
generell durch eine Sequenzorientierung er-
setzt werden soll. Der Beitrag stellt auch
nicht den Versuch dar, den interaktionsori-
entierten Ansatz durch den Vergleich seiner
Erklärungskraft mit der einer sequenzorien-
tierten Analyse zu falsifizieren, was ohnehin
nicht möglich ist. Interaktionsanalyse und Se-
quenzanalyse sind nicht einfach Alternativen,
denn sie analysieren Unterschiedliches. Am
Beispiel der Riester’schen Rentenreform lässt
sich allerdings aufzeigen, dass die Betrach-
tung von Sequenzen, das heißt die Betrach-
tung von Policy-Wandel als Abfolge von auf-
einander folgenden sozialen Interaktionen, es
der Politikwissenschaft ermöglicht, Policy-
Wandel als Resultat eines radikalen Präferen-
zwandels, der graduell vonstatten geht, zu
analysieren. Wie Interaktionsanalysen be-
trachten Sequenzanalysen politische Ent-
scheidungen post festum. Anders als Inter-
aktionsanalysen gehen jedoch Sequenzana-
lysen davon aus, dass sich Politiken (gesell-
schaftliche Problemlösungen) aufgrund der
Selbsttransformation von Problemen, Präfe-
renzen und institutionellen Rahmenbedin-
gungen verbrauchen können, was quasi in
einem Prozess der schöpferischen Selbstzer-
störung innovativen Policy-Wandel ermög-
licht, weil dieser für staatliche, parteidemo-
kratische und verbandliche Akteure profita-
bel wird. Insofern nach Riester Hartz und die
Gesundheitsreform kamen, lohnt es sich für
die Politikwissenschaft, sich für solche Fälle
innovativen Politikwandels zu rüsten. Ceteris
paribus scheint nicht immer eine realistische
Annahme zu sein. Bei den gegenwärtigen
fiskalischen Problemen der Sozialpolitik ist
dies in besonderem Maße der Fall.

Die Frage ist freilich, ob es einen kriti-
schen Wert gibt, an dem der Imperativ der
Sozialintegration die Politik zu einem radi-
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kalen Wandel treibt. Um solche kritischen
Werte aufzuspüren, gilt es zunächst, die Me-
chanismen graduellen Präferenzwandels ein-
gehender zu untersuchen. Die Policy-
Analyse könnte dabei an neuere Konzepte
der Analyse von institutionellem Wandel an-
schließen, die die Bedeutung von Mecha-
nismen graduellen institutionellen Wandels
für radikalen institutionellen Wandel beto-
nen (vgl. hierzu Streeck/Thelen 2005).

Streeck/Thelen (2005) betrachten die Er-
klärungskraft des Rationalwahlansatzes der
institutionalistischen Literatur kritisch. Die-
ser Ansatz geht mit dem Modell des punc-
tuated equilibrium einher, das – ähnlich der
Blockadethese – Phasen des Wandels vor-
rangig in kurzen Zeiten einer radikalen Ver-
änderung der politischen und ökonomischen
Rahmenbedingungen lokalisiert, ansonsten
jedoch aufgrund institutioneller Pfadabhän-
gigkeit die Wiederholung der immer selben
Handlungslogiken als Regelfall definiert. Sie
schlagen daher vor, Institutionen weniger –
wie im Rationalwahlansatz üblich – als Ko-
ordinierungsinstrumente (ebd.: 11) denn als
Regime zu betrachten (ebd.: 13). Als Regime
definiert, stellen Institutionen legitimierte,
das heißt von der Gesellschaft sanktionierte
Verhaltensregeln dar, wobei jedoch bei der
Anwendung der Regeln regelmäßig Abwei-
chungen zu dem durch die Regeln legiti-
mierten Verhalten auftreten können,24 sodass
aus Inkongruenzen zwischen den Regeln und
ihrer Übersetzung in Handeln Spielräume
entstehen, die unterschiedliche Handlungs-
logiken zulassen. Der kreative Umgang mit
Institutionen kann so, wenn die Abweichung
vom legitimierten Verhalten mit veränderten
externen Rahmenbedingungen einhergeht,
zum Spielfeld von Experimenten politischer
Unternehmer werden, die am Ende in einem
radikalen Wandel der Verhaltensregeln re-
sultieren können. Trifft endogener, inkre-
menteller Wandel auf exogen bedingte Ver-
änderungen der Rahmenbedingungen, kann
radikaler Wandel die Folge sein (vgl. dazu
ebd.: 18).

Weil auch Policies Institutionen im oben
definierten Sinne sein können (ebd.: 12),
könnte die Policy-Forschung bei der Analyse
von graduellem Präferenzwandel an diese
Überlegungen zur Analyse von graduellem,

aber radikalem Institutionenwandel in weite-
ren Studien zu diesem Thema anschließen.
Eine Frage, die dabei auf Grundlage der in
diesem Artikel herausgestellten sozialinte-
grativen Wirkung von Policies im Mittel-
punkt stehen sollte, ist: Unter welchen Be-
dingungen werden bestimmte Schwellen-
werte ereicht, an denen der Verlust an so-
zialer Integration Präferenzwandel auslöst?

Anmerkungen

1 Im Folgenden werden mit Manow/Ganghof
(2005: 12) unter am Rationalwahlansatz ori-
entierte Studien solche Analysen verstanden,
die „nach typischen Wirkungen von Institutio-
nen und Akteurskonstellationen“ fragen und
dabei „eine gewisse grundlegende Form von
Rationalität“ unterstellen, weil davon ausge-
gangen wird, dass Akteure zielgerichtet han-
deln.

2 Hall (2006) unterscheidet drei alternative
„Forschungsprogramme“, die in der verglei-
chenden Politikwissenschaft gegenwärtig ver-
folgt werden: neomaterialistische Ansätze,
Analysen, die auf den Rationalwahlansatz Be-
zug nehmen, und schließlich ideenorientierte
Studien im Rahmen von konstruktivistischen
Ansätzen.

3 Obwohl der hier entwickelte Vorschlag einer
sequenzorientierten Policy-Analyse sowohl
Präferenzen als auch Institutionen endogeni-
siert, halte ich die Implikation, die Formierung
von Präferenzen systematisch zu betrachten,
für die gewichtigere Schlussfolgerung. Ich se-
he dies darin begründet, dass Präferenzen der
Politik die inhaltliche Richtung vorgeben und
ihr Wandel insofern Rückschlüsse auf die in-
haltliche Ausrichtung von Politikwandel er-
laubt.

4 Analytisch unterscheidet Lehmbruch (2000a:
15) zwischen dem hierarchischen Regelsys-
tem, dem Regelsystem des Parteienwettbe-
werbs und dem Regelsystem des Verhandelns.
Scharpf (2000: 43) differenziert analytisch
zwischen vier verschiedenen „Interaktions-
formen“: einseitiges Handeln (nicht-koopera-
tive Spiele, wechselseitige Anpassung und ne-
gative Koordination), Verhandlungen (Spot-
Verträge, distributives Bargaining, Problemlö-
sen und positive Koordination), Mehrheitsent-
scheidungen und hierarchische Steuerung.

5 Das Regelsystem Bundeskanzler (Kanzlerde-
mokratie) wird nach Haungs (1986) durch insti-
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tutionelle Aspekte (Bundeskanzleramt), Struk-
turen von Parteien und Parteiensystem sowie
die Persönlichkeit des Kanzlers konstituiert.

6 Scharpf (2000: 122, Fn. 14) hebt hervor, dass
in der Policy-Forschung „Kontroversen über
die Stabilität und Veränderbarkeit von Präfe-
renzen manchmal nur auf semantischen Unter-
schieden beruhen.“ Während sich Intentionen,
eine bestimmte Strategie zu wählen, verändern
können, so Scharpf, seien Präferenzwechsel,
also der Wechsel von Bewertungskriterien,
„seltener zu beobachten“ (ebd.).

7 Das ist deshalb der Fall, weil Policies, auf die
sich die Präferenzen beziehen, als Problemlö-
sungen definiert sind.

8 Manow/Burkhart (2004) schlagen zur Analyse
von konflikt- und kooperationsorientiertem
Verhalten von Regierung und Opposition im
deutschen Föderalismus das Modell der „le-
gislativen Autolimitation“ vor. In diesem Mo-
dell hängt die Wahl von konsens- und kom-
promissorientiertem Verhalten von den Mehr-
heitsverhältnissen, den Politikdistanzen zwi-
schen Regierung und Opposition und der öf-
fentlichen Aufmerksamkeit für die Reform ab.

9 Dieses Konzept der Gleichgewichtsergebnisse
ist notwendig, weil sonst nicht-kooperative
Spiele, also Spiele ohne verbindliche Verein-
barungen, in einen „unendlichen Regreß von
immer kontingenteren Antizipationen“
(Scharpf 2000: 31) münden würden.

10 Mir geht es hier nicht um eine generelle Kritik
an Ansätzen der interaktionsorientierten Po-
licy-Forschung, sondern um eine Verdeutli-
chung ihrer Prämissen. Auch kann im Rahmen
dieses Beitrages nicht der Vielfalt und Ausdif-
ferenziertheit der verschiedenen Ansätze
Rechnung getragen werden.

11 Merkel (2003: 271) fordert, den „institutio-
nelle(n) Strukturalismus“ des Vetospieler-
Ansatzes stärker mit Handlungskomponenten
zu verbinden.

12 Wie bereits erwähnt, könnte man alternativ –
wie es zum Beispiel Manow/Burkhart (2004)
tun – auch ein spieltheoretisches Modell ent-
wickeln, das die determinierende Wirkung der
Blockadethese weniger rigoros handhabt.

13 Mein Ansatz entspricht nicht dem Konzept der
positiven Policy-Feedbacks, das für die Policy-
Forschung von Heclo (1974) entwickelt wur-
de, um inkrementellen Policy-Wandel (Pfad-
abhängigkeiten) zu erklären. Heclo ging es bei
diesem Konzept gerade darum, Ansätze, die
Policy-Wandel vorrangig auf Politics, also auf
soziale Konflikte und Veränderungen in den
Machtverhältnissen einer Gesellschaft, zurück-
führen, durch eine auf Policies fokussierende

Perspektive zu ergänzen (ebd.: 303ff.). In mei-
nem Ansatz geht es ferner um negative Effek-
te, die in der Policy-Feedback-Literatur nicht
systematisch diskutiert werden. Auch an die
Kreislaufmodelle der Policy-Forschung (z.B.
Kingdon 1984) lässt sich hinsichtlich der Dy-
namisierung nicht anknüpfen, weil hier Rück-
kopplungseffekte nicht thematisiert werden.

14 Auch unter den Rationalwahlmodellen gibt es
solche, die Sequenzen integrieren, indem sie
die Reihenfolge, in der Policy-Vorschläge ge-
macht werden, als bedeutenden Faktor für die
kollektive Entscheidungssituation hervorheben
(Pierson 2004: 58ff.). Sequenz bezeichnet dort
die Reihenfolge in der Auswahl verschiedener
Alternativen, jedoch nicht – wie hier gemeint –
die Art und Weise, wie sich Interaktionen über
die Zeit entfalten.

15 Von der Sozialintegration ist die Systeminte-
gration zu unterscheiden (Lockwood 1979),
die ich im Folgenden nicht weiter ansprechen
werde, die jedoch in der Analyse von Policy-
Wandel ebenso Berücksichtigung finden soll-
te. Während die Sozialintegration die Akteurs-
ebene anspricht – hier geht es nach Lockwood
(ebd.: 125) um die „geordneten oder kon-
fliktgeladenen Beziehungen der Handelnden
eines sozialen Systems“–, dreht es sich beim
Problem der Systemintegration „um die ge-
ordneten oder konfliktgeladenen Beziehungen
zwischen den Teilen eines sozialen Systems“
(ebd.). Nach Lockwood ist die Unterscheidung
zwischen Sozial- und Systemintegration analy-
tisch sinnvoll, weil Systemintegration nicht
zwangsläufig Sozialintegration sichert. Empi-
risch, so Lockwood, hängen beide Integrations-
probleme jedoch zusammen, so dass sozialer
Wandel nur durch die Berücksichtigung von
Sozial- und Systemintegration untersucht wer-
den kann. Schwinn (2001: 212) hebt hervor,
dass die neue Systemtheorie (Luhmann, Nasse-
hi) diese Grundidee Lockwoods nicht aufgreift,
weil hier die soziale Integration „zum Ver-
schwinden gebracht“ würde.

16 Die systemintegrative Bedeutung von Policies
ist darin zu verorten, dass dysfunktionale Poli-
cies, also Policies, deren Ziele nicht mehr mit
den vorhandenen Ressourcen eines Gemein-
wesens erfüllt werden können, die Koordinati-
on zwischen verschiedenen Policies dergestalt
beeinflussen, dass sich die Art der Interdepen-
denz zwischen Policies verändert. Dies kann
die Funktionsfähigkeit der Gesamtgesellschaft
empfindlich stören.

17 Hier greife ich auf Schwinn (2001) zurück, der
hinsichtlich der sozialintegrativen Bedeutung
der staatlichen Ordnung mehrere Ebenen un-
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terscheidet: die kulturelle, die rechtliche, die
intermediäre, die legitimatorische und die
Ebene des Lebenslaufs. Auf der intermediären
Ebene hat die staatliche Ordnung nach
Schwinn (ebd.: 211) eine sozialintegrative Be-
deutung, weil sie „einen notwendigen Rahmen
für die Konfliktinstitutionalisierung zwischen
den Interessengruppen bildet“. Zu den Bedin-
gungen der Sozialintegration nach innen (bei
Streeck 1987: Mitgliedschaftslogik) und der
Systemintegration nach außen für intermediäre
Organisationen in sich ändernden Umwelten
(bei Streeck 1987: Einflusslogik) vgl. allge-
mein Streeck 1987.

18 Daraus zu schlussfolgern, dass Problemlö-
sungsfähigkeit Voraussetzung für soziale Inte-
gration ist, wäre gleichwohl naiv.

19 Rüb/Lamping (2004) sprechen im Zusammen-
hang mit der bundesdeutschen Rentenpolitik
von einem „running out of options“.

20 Der Beitrag fokussiert damit auf die Wirkung
von politischen Macht- und Interessenausein-
andersetzungen auf politischen Wandel. Er
schließt damit an Ansätze an, die die Bedeu-
tung der Politics betonen. Eine Betrachtung
der sozialintegrativen Bedeutung von Policies
auf der kulturellen Ebene würde demgegen-
über den langfristigen Wandel politischer
Deutungen hinsichtlich wahrgenommener Pro-
bleme und ihrer Lösungen in den Vordergrund
stellen. Legt man in einer sequenzorientierten
Analyse den Schwerpunkt auf diese Ebene, so
wäre sie an den Ansatz der Wissenssoziologie
anschlussfähig; vgl. hierzu aktuell und bezo-
gen auf rentenpolitische Entscheidungsprozes-
se Marschallek (2004).

21 Zu den offiziellen Reformkonzepten in der
Rentenpolitik zu Beginn der Legislaturperiode
vgl. Koalitionsvertrag zwischen SPD und Bünd-
nis90/Die Grünen vom 28. Oktober 1998, S.
24f.; SPD-Programm für die Bundestagswahlen
1998 vom 17. April 1998, S. 22f.; Bündnis 90/
Die Grünen, 1998, „Grün ist der Wechsel“, Pro-
gramm zur Bundestagswahl 1998, 5, S. 21f., 36f.

22 Dies belegen Umfragen, die Mitte der 1990er
Jahre stattfanden. So z.B. die Umfrage der
Wirtschaftsjunioren Deutschland vom Mai
1994 (FAZ vom 27.7.1994, S. 12; SZ vom
27.7.1994, S. 12), die vom Meinungsinstitut
Emnid ausgewertet wurde und in der sich eine
Mehrheit der Befragten (52%) dafür aus-
sprach, die Lohnnebenkosten zu reduzieren. In
einer empirischen Studie des Forschungsinsti-
tuts für Ordnungspolitik (FiO 1996: 9, 12) von
1996 empfanden 76,4% der Befragten die So-
zialabgabenbelastung als zu hoch und 87,4%
erklärten, „dass die Belastung der Arbeitneh-

mer und Unternehmen durch Sozialversiche-
rungsbeiträge nicht weiter steigen darf“.

23 Das Rentenniveau von 67% nach der Riester-
Reform kommt durch einen Rechentrick zu-
stande. Die Berechnungsgrundlage (§68 SGB
IV neu) wurde verändert. Nach alter Berech-
nung würde das Rentenniveau 64% betragen
(Unterhinninghofen 2002: 217).

24 Damit wird eine Institution als Regime im
Sinne Max Webers Herrschaftsverband defi-
niert (Streeck/Thelen 2005: 13).
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